
Präambel

unter dem namen Kaiser Friedrich-Museums-Verein ist auf Initiative Wilhelm von Bodes im
Jahre 1897 ein Verein gegründet worden, in der absicht, die ge mäl de galerie und die Skulptu-
ren  samm lung und Museum für Byzantinische Kunst in den Staatlichen Museen zu Berlin -
Stiftung Preußi scher Kulturbesitz - zu fördern und an deren weiterem aufbau mitzuwirken. 
am 16. Juni 1897 erhielt der Ver ein durch königliche Kabinettsorder den Status einer juristi-
schen Person.

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

1. Der Verein trägt den namen Kaiser Friedrich-Museums-Verein, Förderverein der 
gemäl de ga le rie und Skulpturensammlung SMB e.V., gegründet 1897.
Er wurde am 15. november 2004 ins Vereinsregister eingetragen.

2. Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.
3. Das geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

1. Der Verein verfolgt den zweck, die gemäldegalerie und die Skulpturen sammlung und
Museum für Byzantinische Kunst in den Staatlichen Museen zu Berlin-Stiftung Preußi scher
Kul tur besitz - nachhaltig zu fördern. Er will die gemäldegalerie und die Skulp tu ren samm lung
und Museum für Byzantinische Kunst und ihre darin enthaltenen Kunst werke verstärkt in 
das Bewusstsein der Öffent lichkeit rücken. Ferner will er die Museen bei ihrer aufgabe, die 
Kunstwerke zu erha lten und der allgemeinheit zugänglich zu machen sowie einen Beitrag 
zur Förderung der Kunst und Kultur und der Wissenschaft zu leisten, ideell und materiell 
un terstützen.

2. Dieser zweck soll insbesondere erreicht werden durch:
a) den Erwerb von gemälden und plastischen Bildwerken vom frühen Mittel alter bis

zum Ende des18. Jahrhunderts, welche der gemäldegalerie oder der Skulpturen- 
sammlung und Museum für Byzantinische Kunst in den Staatlichen Mu seen zu Berlin 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz als Leihgabe oder Schen kung überlassen werden,

b) ausstellungen, Veranstaltungen sowie ein kunsthistorisches Exkursions- und Vor trags-
 programm zur Förderung von Kunst und Kultur,

c) wissenschaftliche Veranstaltungen (Vorträge, Symposien, etc.) im Bereich der bil den- 
den Kunst bezüglich des Sammlungsgegenstandes der gemälde galerie bzw. der 
Skulpturensammlung und Museum für Byzantinische Kunst.

3. Die staatlichen Museen sowie die Veranstaltungen des Vereins sind der all ge mein heit 
stets zugänglich.

§ 3 Gemeinnützigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige zwecke. Der Verein ist 
selbst los tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche zwecke.

2. Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße zwecke verwendet werden. 
Die Mit glieder des Vereins dürfen keine zuwendungen aus Mitteln des Ver  eins er halten. 
Der Verein darf keine Person durch ausgaben, die dem zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch un ver  hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.

3. Etwaige von dem Verein erzielte Überschüsse dürfen den Mitgliedern nicht ausgezahlt wer-
den, sie sind ausschließlich für den genannten gemeinnützigen zweck zu verwenden. Ein 
ausschei dendes Mitglied kann daher keine zah lun gen aus dem Vereinsvermögen verlangen.



4. Im Falle der auflösung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten zwecke fällt 
das Vermögen nach abzug etwaiger Verbindlichkeiten an die Stift ung Preußischer Kultur- 
besitz, die alle der gemäldegalerie oder der Skulpturen sammlung und Museum für Byzan -
tinische Kunst überlassenen Kunstwerke dort belässt, um sie unmittelbar und ausschließlich
für gemein nüt zi ge zwecke zu verwenden.

§ 4 Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann jeder sein, der die ziele des Vereins bejaht und unter stützt. 
Der Verein hat ordentliche und fördernde Mitglieder. natürliche Per so nen sind ordentliche 
Mitglieder, können aber auf antrag auch Fördermitglieder wer den. alle anderen Mit glieder 
sind immer fördernde Mitglieder.

2. Über aufnahmeanträge entscheidet der Vorstand.
3. Mit Beginn der Mitgliedschaft entsteht die Verpflichtung zur zahlung des Jah res bei trages, 

erstmals fällig für das jeweils laufende geschäftsjahr. Die Höhe des Jahresbei trages wird 
von der Mitgliederversammlung festgesetzt. Der Mitgliedsbeitrag ist im I. Quartal eines je -
den Jahres zu zahlen. Fördernde Mitglieder zahlen regulären Mitgliedsbeitrag. Ferner wird 
erwartet, dass die fördernden Mit glie  der die arbeit des Vereins zusätzlich durch Spenden 
unterstützen.

4. Die Mitgliedschaft erlischt:
a) durch tod bzw. auflösung
b) durch austritt. Die austrittserklärung ist gegenüber dem Vorstand abzugeben. 
Der austritt kann nur zum Ende eines geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine 
Kündi gungsfrist von drei Monaten einzuhalten ist.
c) durch ausschluss. Über den ausschluss entscheidet der Vorstand durch einstim  mi gen 
Be schluss aller Vorstandsmitglieder. Dies ist möglich wegen grober Ver letzung der
Mitglie derpflichten sowie groben zuwiderhandelns gegen das In teresse und ansehen 
des Ver eins. Das betroffene Mitglied erhält vor der Entschei dung des Vor standes gele-
genheit, sich zu äußern.gegen den Beschluss des Vor  standes steht dem Mitglied das Recht
der Be schwer de in der Mitglieder ver sammlung zu. Diese entscheidet endgültig über den
aus schluss des Mit gliedes.
Bei Erlöschen der Mitgliedschaft im laufenden geschäftsjahr erfolgt keine vollständige 
oder an tei lige Rückerstattung des bereits gezahlten Jahresmitgliedsbeitrags. noch nicht 
gezahlte Bei trä ge für das laufende geschäftsjahr sind zu zahlen.

5. Personen, die sich um die ziele des Vereins besonders verdient gemacht haben, können zu 
Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ernennung erfolgt durch Be schluss der Mitglieder-
ver samm lung, auf Vorschlag des Vorstandes. Ehrenmitglieder sind von der Beitrags pflicht 
be freit, haben jedoch alle Rechte ordentlicher Mitglieder, allerdings nicht das passive Wahl-
recht zum Vorstand.

§ 5 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand.

§ 6 Mitgliederversammlung

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich, möglichst in den ersten sechs Mona-
ten nach Beendigung des geschäftsjahres statt. Sie ist durch den Vor  sitzenden des Vor-
stan des einzuberufen. Der Vorsitzende leitet die Versammlung.



2. Die Einladung zur Mitgliederversammlung muss schriftlich und mindestens - den tag der 
absendung und den Versammlungstag nicht eingerechnet - 14 tage vor her unter an ga  be 
der tagesordnung erfolgen.

3. anträge einzelner Mitglieder, über die die Mitgliederversammlung entscheiden soll, sind 
schriftlich unter angabe der gründe bis eine Woche vor der Mitglieder versamml ung dem 
Vorstand einzureichen, so dass diese in der tagesordnung für die Mitglie der versammlung 
be rücksichtigt werden können.
ausgenommen hiervon sind anträge, in denen eine Änderung der Satzung bzw. die auf lö -
sung des Vereins begehrt wird. Diesbezügliche anträge sind so rechtzeitig einzureichen, 
dass sie in der der Einladung gemäß § 6 nr. 2 beiliegenden tagesordnung berücksichtigt 
werden können.

4. Der Vorstand kann jederzeit und muss auf Verlangen von mindestens 10 % der Mitglieder 
eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen.

5. Die Mitgliederversammlung hat folgende aufgaben:
a) Entgegennahme des tätigkeitsberichtes des Vorstandes,
b) Entlastung des Vorstandes,
c) Beschlussfassung über anträge des Vorstandes und der Mitglieder,
d) Wahl des Vorstandes,
e) Bestellung der Rechnungsprüfer,
f) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge,
g) Beschlussfassung über Satzungsänderungen,
h) Beschlussfassung über die auflösung des Vereins.

§ 7 Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung

1. Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindes  -
tens ein Viertel sämtlicher Vereinsmitglieder anwesend ist, sofern die Satzung nichts ande-
res bestimmt. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier 
Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen tages ord nung einzuberufen; 
diese ist ohne Rücksicht auf die zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist
in der Einladung hinzuweisen. Beschlüsse werden, sofern die Satzung oder das gesetz 
nichts anderes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Über 
die art der abstimmung entscheidet der Versammlungsleiter. abstimmungen sind geheim 
durchzuführen, wenn die Mehrheit der anwesenden Mitglieder dies verlangt. 

2. Für die Beschlussfassung über eine Änderung der Satzung bzw. die auflösung des Vereins 
ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen erforderlich. Die Mitglieder -
ver samm  lung kann über Satzungsänderungen bzw. über die auflösung des Vereins nur ent-
 scheiden, wenn zumindest ein Drittel der Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschluss un- 
fähigkeit ist der Vorstand befugt, eine erneute Beschlussfas sung in einer zweiten Mitglie-
derversammlung her beizuführen; diese ist ohne Rück sicht auf die zahl der erschienenen 
Mitglieder be schlussfähig. Hierauf ist in der Einla dung hinzuweisen.

3. Jedes Mitglied kann durch schriftliche Erklärung ein anderes Mitglied zur ausübung des 
Stimmrechts bevollmächtigen.

4. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu erstellen, welches vom 
Leiter der Versammlung und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist und den Mit gliedern 
zu gesandt wird. Jedes Mitglied hat die Möglichkeit, innerhalb von 14 tagen nach zusen-
dung schriftlich Wi derspruch einzulegen. Widrigenfalls gilt das Protokoll als genehmigt. 

5. auch ohne Versammlung der Mitglieder ist eine schriftliche Beschlussfassung möglich, 
wenn nicht mehr als ein Drittel der Mitglieder innerhalb von 14 tagen nach zusen dung des 
Beschluss      antrages schriftlich widerspricht. Hinsichtlich der Be schluss fähigkeit und der 
Beschlussfassung gilt § 7 nr. 1 mit der Maßgabe, dass eine schriftliche Be schlus s fassung 



wirksam ist, wenn zumindest ein Viertel der Vereinsmitglieder sich an ihr beteiligt hat. Eine 
Beschluss fas sung im schriftlichen Verfahren über Änderungen der Satzung bzw. die 
auflösung des Vereins ist ausgeschlossen.

§8 Vorstand

1. Der Vorstand leitet den Verein in allen angelegenheiten und verwaltet durch den Schatz   -
meis ter das Vereinsvermögen. Er entscheidet über den Erwerb oder die Ver äußerung von 
Kunstwer ken. Hierfür ist jeweils die zustimmung des zuständigen Direktors erforderlich. 
Die Veräußerung von Kunstwerken soll nur zum zwecke von neuerwerbungen zulässig 
sein. Die unterleihe von Leihgaben wird von den Direktoren dem Vorstand angezeigt. Der 
Vor stand kann ein Vetorecht ausüben.

2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung aus dem Kreis der Mitglieder auf drei 
Jah re gewählt. Wiederwahl ist zulässig.

3. Den Vorstand bilden, unbeschadet der Bestimmung in § 9, sieben bis zehn gewählte 
Mit glieder des Vereins, und zwar:
der Vorsitzende,
der stellvertretende Vorsitzende,
der Schatzmeister,
der Schriftführer
sowie drei bis sechs weitere Mitglieder des Vereins, von denen möglichst einer ein 
Künstler, ein anderer ein Kunsthistoriker sein soll. Im Falle der Verhinderung des Vorsit-
zenden nimmt der stellvertretende Vorsitzende seine ihm gemäß dieser Satzung zugewie-
senen aufgaben wahr.

4. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den ersten Vorsitzenden, seinen Stellvertreter, den 
Schatz   meister sowie den Schriftführer und deren Stellvertreter.

5. Der Verein wird durch je zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich gerichtlich und außer- 
gerichtlich vertreten. Vertretungsberechtigt sind der Vorsitzende, der stellvertretende 
Vorsitzen de, der Schatzmeister und der Schriftführer.

6. Bei dem ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes im Laufe der Wahlperiode ergänzt sich 
der Vorstand durch zuwahl.

7. Das zugewählte Mitglied bedarf der Bestätigung der nächsten Mitgliederversamm lung. 
Es tritt für den Rest der Wahlperiode desjenigen Mitgliedes ein, an dessen Stelle es 
ge wählt ist.

8. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn fünf Mitglieder desselben gegenwärtig sind oder 
ihre Stimme schriftlich abgegeben haben.

9. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit in Sitzungen, welche der Vor- 
sitzende mindestens drei tage vorher schriftlich einzuberufen hat.
Bei Stimmengleichheit gilt der antrag als abgelehnt.

10. In eiligen Fällen kann durch schriftliche umfrage und namensunterschrift abgestimmt 
werden. Über die Verhandlungen ist vom Schriftführer ein Protokoll aufzunehmen, wel-
ches von diesem und dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Der Vorstand ist in diesem 
Verfahren beschlussfähig, wenn fünf Mitglieder ihre Stimme ab ge geben haben. Er fasst 
seine Beschlüsse in diesem Verfah ren mit einfacher Mehrheit.

§9 Museumsdirektoren

1. Die Direktoren der gemäldegalerie und der Skulpturensammlung und Museum für 
Byzanti ni sche Kunst gehören für die Dauer ihres amtes dem Vorstand als ordentliches 
Mitglied an, kön  nen aber nicht zum Vorsitzenden des Vorstandes, zum stellvertretenden 
Vorsitzenden und zum Schatz meister gewählt werden.



2. Sie sind berechtigt, sich bei Verhinderung durch ihre jeweiligen Vertreter im amt oder den 
anderen Direktor vertreten zu lassen.

3. anträge auf anschaffung oder abgabe von Kunstwerken sind den Museumsvertretern zur 
Äuße rung vorzulegen.

§10  Einbeziehung der Staatlichen Museen zu Berlin

Der generaldirektor der Staatlichen Museen muss zu jeder Sitzung des Vorstandes sowie zu
den Mitglie derversammlungen eingeladen werden; er hat beratende Stimme.

§11  Rechnungsprüfer

Die Mitgliederversammlung bestellt aus ihrem Kreis einen Rechnungsprüfer sowie einen
Stellver tre ter, die entweder Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater sein sollen und nicht dem
Vorstand angehören. Diese sind für die Prüfung des gesamten Rechnungswesens verantwort-
lich. Sie haben den Jah res  ab schluss zum Ende eines geschäftsjahres zu überprüfen. Über die
Prüfung ist ein Bericht an zu fertigen und der Mitgliederversammlung vorzulegen.

§12  Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz

1. Durch den Verein oder mit seiner Hilfe erworbene Kunstwerke werden als Leihgaben oder 
Schen kungen unter der Bedingung, dass dies ausdrücklich vermerkt wird, an die Stiftung 
Preußischer Kultur besitz gegeben und der gemäldegalerie oder der Skulpturensammlung 
und Museum für Byzantini sche Kunst zur Verfügung gestellt.

2. Eine weitergehende Fürsorge als die Stiftung Preußischer Kulturbesitz für die in ihrem 
Eigen tum stehenden Kunstwerke aufwendet, wird auch für die Leihgaben des Vereins 
nicht beansprucht.

§13  Sonstige Regelungen

Sollten Änderungen der Satzung aufgrund von Beanstandungen der aufsichtsbehörde oder der
Finanzbehörde erforderlich sein, kann diese der Vorstand beschließen.

Berlin, den 14. Mai 1897
den 21. Januar 1930
den 20. Juli 1950
den 30. September 1953
den 30. november 1978
den 23. September 1982
den 28. September 1993
den 26. September 1997
den 23. august 2000
den 23. Juni 2004


